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NORDWEST

dpa DRAGE. Im Fall der seit
einer Woche vermissten Fa-
milie aus Drage bei Winsen
hat die Polizei die Suchakti-
on in der unmittelbaren
Umgebung eingestellt.
„Der gesamte Ort ist seit
Mittwoch abgesucht, nun
warten wir auf neue Hin-
weise“, sagte Polizeispre-
cher Jan Krüger am Don-
nerstag. Man befrage wei-
terhin Zeugen wie Arbeits-
kollegen, Nachbarn, Freun-
de und Verwandte. Es gebe
dabei durchaus interessan-
te Hinweise, doch fehle
noch immer eine heiße
Spur zu der vermissten Fa-
milie. Die Polizei habe  eine
eigene Hotline eingerichtet,
sagte Krüger. Ein spontaner
Kurzurlaub bleibe äußerst
unwahrscheinlich, sagte
Krüger. 

Suche nach Familie
vorerst eingestellt

KOMPAKT

dpa HANNOVER. Nach einer
Beziehung voller Streit und
Gewalt soll eine 46-Jährige
ihre 67-jährige Ex-Lebens-
gefährtin im April in Han-
nover mit Schlägen und
Tritten getötet haben. Nun
ist Anklage wegen Tot-
schlags erhoben worden,
teilte die Staatsanwalt-
schaft am Donnerstag mit.
Laut Oberstaatsanwalt
suchte die 46-Jährige das
Opfer nach einer vorange-
gangenen Begegnung zu
Hause auf und soll stark
angetrunken so massiv auf
die 67-Jährige eingeprügelt
haben, dass diese an inne-
ren Blutungen starb.

Ex-Lebensgefährtin
durch Prügel getötet

dpa EMDEN. Offshore-Ar-
beiter und Hubschrauber-
Besatzungen können ab so-
fort auf dem Festland ihre
Einsätze üben: Am Don-
nerstag wurde ein gut 29
Meter hoher Turm auf ei-
nem Gelände bei Emden
eröffnet. Vom Flugplatz der
Hafenstadt starten pro Jahr
rund 7000 Flüge zu den
Offshore-Windparks vor
der Küste. An zwei Plattfor-
men auf dem Turm und an
zwei Leitersystemen im In-
neren werden die Off-
shore-Arbeiter auf ihre Ein-
sätze und auch für Notfälle
vorbereitet. 

Trainings-Turm für
Offshore-Arbeiter

HANNOVER. In Niedersach-
sen haben im letzten Jahr
insgesamt 90 019 Schüler
und Studierende Unterstüt-
zung nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsge-
setz (Bafög) bezogen. Wie
das Landesamt für Statistik
am Donnerstag mitteilte,
waren dies 1608 Personen
(–1,8 Prozent) weniger als
2013. Gegenüber 2004 war
jedoch ein Anstieg um
15  594 Empfänger (+21 Pro-
zent) zu verzeichnen. Den
Großteil der Bafög-Bezie-
her stellten Studierende.
61 890 von ihnen erhielten
staatliche Unterstützung,
32,9 Prozent mehr als vor
zehn Jahren. Bei den geför-
derten Schülern war laut
Statistischem Landesamt
2014 ein Rückgang auf
28 129 zu verzeichnen. 

90 019 Empfänger
von Bafög im Land

HANNOVER. Der Sozialex-
perte der CDU-Landtags-
fraktion und Landesvorsit-
zende der Sozialausschüsse
seiner Partei, Max Matthie-
sen, nannte jetzt in einem
Gespräch mit unserer Re-
daktion die bislang pro Jahr
zur Verfügung gestellten
Mittel in Höhe von 120 Mil-

lionen Euro „völlig unzurei-
chend“. Damit könne dem
Investitionsbedarf der Klini-
ken in Niedersachsen auch
nicht annähernd entspro-
chen werden. Matthiesen
verwies darauf, dass nach
einer aktuellen Liste ent-
scheidungsreife Bauprojekte
mit einem Gesamtvolumen
von 770 Millionen Euro vor-
lägen. Hinzu kämen laufen-
de Maßnahmen in einer
Größenordnung von 260
Millionen Euro.

Vor diesem Hintergrund
sei klar, dass der Investiti-
onsstau mit jährlich auf 120
Millionen Euro begrenzten

Programmen nicht aufgelöst
werden könne. Im kürzlich
beschlossenen neuen Inves-
titionsprogramm werde
auch überhaupt kein neues
Bauvorhaben ausgewiesen.

Als Trugschluss wertete
es der CDU-Experte, auf ei-
ne Milderung des Drucks
durch den Krankenhaus-
strukturfonds des Bundes
zu hoffen. Daraus kann
Niedersachsen auf 47 Milli-
onen Euro bis 2018 hoffen;
das Land muss eine gleiche
Summe zuschießen. Matt-
hiesen betonte jedoch, dass
diese Mittel zweckgebun-
den etwa für den Abbau

von Überkapazitäten ge-
nutzt werden müssten und
nicht zur Finanzierung von
Krankenhausneubauten
zur Verfügung stünden.

Der CDU-Politiker nann-
te es daher unerlässlich, die
Krankenhausinvestitionen
des Landes drastisch zu er-
höhen. Auf eine exakte
Summe wollte sich Matt-
hiesen zwar nicht festlegen,
doch verwies er auf Ein-
schätzungen von Experten,
wonach die Summe von
120 Millionen mindestens
verdoppelt werden müsse.

„Es ist dringend an der
Zeit, im Krankenhausbe-

reich einen Schwerpunkt
zu setzen und die hier herr-
schenden Nöte zu bekämp-
fen“, sagte Matthiesen. We-
gen der schwierigen Haus-
haltslage habe dieser Sek-
tor lange Jahre zurückste-
cken müssen; inzwischen
schrieben 50 Prozent der
Kliniken rote Zahlen.

Gleichzeitig, so Matthie-
sen, habe sich die Einnah-
mesituation des Landes
deutlich verbessert. Es gebe
also mehr Luft für Investiti-
onen. Zudem könnten an
anderer Stelle noch durch-
aus Mittel freigeschaufelt
werden.

VON HANS BRINKMANN

CDU-Sozialexperte: 120 Millionen Euro für Investitionen reichen in Niedersachsen bei Weitem nicht

Die CDU in Niedersach-
sen dringt auf eine starke
Aufstockung der Investi-
tionsmittel für Kranken-
häuser.

„Klinikmittel stark aufstocken“

HAMBURG. Vor den Ferien
gibt es Noten. Das gilt nicht
nur für Schüler, sondern
auch für Politiker. Das On-
lineportal Abgeordneten-
watch (AW) bewertet die
Bundestagsabgeordneten
dafür, wie oft sie auf Anfra-
gen der Bürger reagieren.
Die Noten der regionalen
Volksvertreter sind sehr un-
terschiedlich – genau wie
die Meinungen der Politi-
ker zu dem Portal.

In die Benotung einge-
flossen sind Antworten, die
die Abgeordneten seit Be-
ginn der Legislaturperiode
im Oktober 2013 über das
Portal gegeben haben. Je
höher der Anteil der beant-
worteten Fragen, desto bes-
ser die Note. „Ob ein Abge-
ordneter unter vier Augen
geantwortet hat, können
wir aber nicht feststellen“,
teilt Martin Reyher von AW
mit. So haben die Abgeord-
neten aus der Region abge-
schnitten:

Stadt Osnabrück: Mathi-
as Middelberg (CDU), Note
„ungenügend“, Antworten
0 von 5.

Osnabrück-Land: André
Berghegger (CDU), „sehr
gut“, 11 von 12; Rainer
Spiering (SPD), „gut“, 9 von
11.

Mittelems:  Albert Stege-
mann (CDU), „sehr gut“, 7
von 7; Daniela De Ridder
(SPD), „sehr gut“, 2 von 2.

Unterems: Gitta Conne-
mann (CDU), „mangel-
haft“, 2 von 12; Markus
Paschke (SPD), „befriedi-
gend“, 7 von 9.

Delmenhorst – Weser-
marsch – Oldenburg-Land:
Astrid Grotelüschen (CDU),

„ungenügend“, 0 von 7; Su-
sanne Mittag (SPD), „be-
friedigend“, 8 von 11.

Die Reaktionen der Ab-
geordneten darauf sind
sehr unterschiedlich. Mar-
kus Paschke (SPD, Wahl-
kreis Unterems) ist es wich-
tig, sich mit Anfragen der
Bürger auseinanderzuset-
zen. „Die Benotung von
Abgeordnetenwatch spielt
dabei keine Rolle. Wichti-
ger sind mir Rückmeldun-
gen der Menschen.“ Danie-
la De Ridder (SPD, Mittel-
ems) ist der Kontakt zu
Bürgern wichtig – auf wel-
chem Weg, sei egal. Sie
freue sich aber über die gu-
te Note. 

Ähnlich sieht es Albert
Stegemann (CDU, Mittel-
ems). Die positive Bewer-
tung freue ihn. „Abgeord-
netenwatch kann den Dia-
log zwischen Bürger und

Abgeordneten unterstüt-
zen.“ Entscheidend seien
aber Gespräche, Telefonate
sowie der E-Mail- und
Briefverkehr.

Für André Berghegger
(CDU, Osnabrück-Land) ist
die Note „sehr gut“ ein
„schönes Zeichen“. Er legt
aber Wert darauf, dass „der
Kontakt zu mir auch immer
direkt möglich ist“. Rainer
Spiering (SPD, Osnabrück-
Land), findet es „absolut
berechtigt“, dass solch ein
Portal betrieben wird. „Bei
Abgeordneten finde ich so
etwas in Ordnung – gerade
im Sinne von Transparenz.“

Zwar kann Susanne Mit-
tag (SPD, Delmenhorst)
verstehen, dass die Organi-
satoren von AW Aufmerk-
samkeit für die Plattform
erzeugen wollen. Noten
seien aber für die Zeugnis-
se von Schülern gedacht.

„Für mich hat die Beant-
wortung von direkten An-
fragen Vorrang“, sagte Mit-
tag.

Sehr kritisch sehen Mat-
hias Middelberg (CDU, Os-
nabrück-Stadt), Astrid Gro-
telüschen (CDU, Delmen-
horst) und Gitta Conne-
mann (CDU, Unterems)
das Portal und die Beno-
tung. Middelberg: „Es wird
absehbar bei der Note ,un-
genügend‘ bleiben.“ Er ar-
beite bewusst nicht mit
dem Portal zusammen.
„Abgeordnetenwatch ver-
mittelt angebliche Bürger-
anfragen, deren Echtheit
nicht überprüfbar ist.“ 

Grotelüschen findet die
Auswertung „mehr als frag-
lich“. Unter anderem seien
Antworten, die sie in per-
sönlichen Anschreiben ge-
geben habe, nicht in die
Bewertung eingeflossen. 

VON NICO BUCHHOLZ

Abgeordnetenwatch bewertet Antwortverhalten – Grotelüschen „ungenügend“

Wie Politiker auf Noten reagieren

Zeugnis für Politiker: Susanne Mittag (v. l. unten im Uhrzeigersinn), Rainer Spiering, Daniela De Ridder, An-
dré Berghegger, Mathias Middelberg, Gitta Connemann, Albert Stegemann, Astrid Grotelüschen und Mar-
kus Paschke. FOTOS: DPA, PR, TOBIAS KOCH

Politiker sind nicht anders
als Schüler: Wenn es Noten
gibt, jammern die, die
schlecht abschneiden. Die
Guten strahlen. Wichtig ist
aber: Die Noten von Abge-
ordnetenwatch geben kei-
nen Gesamtüberblick, wie
bürgernah ein Abgeordneter
ist. Dazu gehört mehr.

Berlin ist weit weg von
den Wahlkreisen, nicht nur
räumlich. Darum ist das Ziel
des Portals Abgeordneten-
watch, Politik durch öffentli-
che Fragen und Antworten
transparent zu machen, aller
Ehren wert – auch wenn es
selbst nicht frei von Kritik ist.

Doch das Portal ist nur
ein Kanal, über den die
Volksvertreter mit den Men-
schen aus ihrem Wahlkreis
kommunizieren können. Es
ist bloß eine Note auf einem
Zeugnis – in einem Neben-
fach.

Die Hauptfächer der Poli-
tik sind heute längst nicht
mehr allein Gespräche und
Briefe. Die digitale Kommu-
nikation per Mail und vor al-
lem in sozialen Netzwerken
wie Facebook und Twitter ist
mittlerweile zum Hauptfach
aufgestiegen, zur Mathema-
tik unter den Politiker-Diszi-
plinen. Und wer das kleine
Einmaleins dieser digitalen
Kommunikation als Bundes-
tagsabgeordneter nicht be-
herrscht, der hat ein Prob-
lem.

Nur ein
Nebenfach

KOMMENTAR
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OSNABRÜCK. Das Oberlan-
desgericht Oldenburg hat
einen Messerstecher zur
Zahlung eines Schmerzens-
geldes von 7500 Euro an die
Eltern des getöteten Opfers
verurteilt. Das Landgericht
Osnabrück hatte den Eltern
40 000 Euro zugesprochen.

Der Tod des 22-Jährigen
hatte im September 2011

Osnabrück aufgerüttelt.
Der Ibbenbürener war
nachts auf der Iburger Stra-
ße zufällig in die Arme des
damals 17-jährigen Messer-
stechers gelaufen. Dieser
wurde 2012 zu siebenein-
halb Jahren Jugendstrafe
verurteilt.

Die Eltern des Opfers
forderten vom Täter
Schmerzensgeld in Höhe
von 50 000 Euro. Eine für
deutsche Verhältnisse sehr

hohe Summe. In erster Ins-
tanz billigte das Landge-
richt Osnabrück den Eltern
40 000 Euro zu. Nun änder-
te das Oberlandesgericht in
zweiter Instanz dieses Ur-
teil: Der 2. Zivilsenat hält
eine Zahlung von nur 7500
Euro für angemessen.

Begründung: Das 22-jäh-
rige Opfer habe nur kurz
gelitten. Zwischen dem Be-
ginn der Attacke und dem
Eintreten der Bewusstlosig-

keit lagen acht Minuten.
Ob der 22-Jährige den Tod
habe kommen sehen, lasse
sich nicht feststellen, teilte
das OLG am Donnerstag
mit. Eine Entschädigung
für Hinterbliebene von Ver-
brechensopfern sieht das
deutsche Recht nicht vor.
Bezahlen muss ein Täter
nur die Beerdigungskosten.

Opferanwalt Bernhard
Weiner sagte, er könne das
OLG-Urteil nicht nachvoll-

ziehen. Es sei „unerträg-
lich“, dass das Leiden eines
Opfers „mit der Stoppuhr“
ermittelt werde. Anders als
das OLG in der aktuellen
Entscheidung hatte das
Landgericht Osnabrück
auch eine „Genugtuungs-
funktion“ des Schmerzens-
geldes anerkannt. Weiner
bekräftigte seine Forde-
rung, ein pauschalisiertes
Schmerzensgeld bei Tö-
tungsdelikten einzuführen.

VON WILFRIED HINRICHS

Tödliche Messerattacke: 7500 Euro Schmerzensgeld
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